
Frankfurter Rundschau: Herr Werner,
die Einheitssteuer von Paul Kirchhof hat
fürWirbel gesorgt. Sie gehennoch viel wei-
ter. SiewollendieEinkommensteuer gleich
ganz abschaffen. Wie soll das funktionie-
ren?
Götz Werner: Viel besser als jetzt. Wir sind
immer stärker darauf angewiesen, dass an-
dere etwas für uns leisten. Also müssen wir
auch daran interessiert sein, dass die ande-
ren so viel wie möglich leisten. Wir erleben
uns doch alle in zwei Situationen: einmal
sind wir produktiv im Unternehmen, am
Sonntag dann konsumtiv im Schwimmbad.
Bin ich konsumtiv, lebe ich von der Leis-
tung anderer, bin ich produktiv, leiste ich

für andere. Die Ein-
kommensteuer setzt
da an, wo ich produk-
tiv bin. Das ist idio-
tisch, das bremst Ini-
tiativen.

Woran messen
Sie denn die Leistung
des Einzelnen für die
Gesellschaft?
AndermonetärenZu-
messung.

Das heißt: die
Krankenschwester ist weniger produktiv als
der Bankmanager, denn sie verdient wenig.
Wir wollen doch bitte methodisch range-
hen. Dass Ihnen irgendjemand Geld zahlt,
ist Ausdruck dafür, dass Sie etwas leisten.
Warum Herr Ackermann wesentlich mehr
verdient als derNotarzt, der ihmmöglicher-
weise das Leben rettet, ist eine andere Frage.
AberTatsache ist:MeinEinkommen istAus-
druck einer von anderen eingeschätzten
und honorierten Leistung. Mein Leistungs-
beitrag wird insbesondere durch progressiv
wirkende Steuern gebremst.

Das ist die Unternehmersicht.
Moment, das betrifft alle gleichermaßen.
Ich als Unternehmer verkalkuliere sowieso
meine Steuern: Diese müssen in den Prei-
sen landen. Auch die Lohnsteuer und die
Lohnnebenkosten einer Mitarbeiterin lan-
den im Preis der Sundance-Sonnenmilch.
Ohne die Mitarbeiter wäre die Sonnen-
creme gar nicht im Regal, ohne die Lohn-
steuer wäre sie günstiger.

Deutschland ist Export-Weltmeister.
Die Lohnstückkosten sind seit Jahren nicht
gestiegen. Wollen die Unternehmer die
Lohnnebenkosten nicht einfach der höhe-
ren Gewinne wegen loswerden, obwohl das
System funktioniert?
Ja, denn wir wären noch viel besser, wenn
wir die Einkommen und Löhne nicht so
hochbesteuernwürden.Wirsind janichtwe-
gen unserer Nebenkosten, sondern wegen
unserer hervorragenden Leistungen zum
Beispiel im Maschinenbau Export-Welt-
meister – trotz zu hoher Nebenkosten.

Nun gut, angenommen die Lohnne-
benkosten werden gestrichen. Ist damit das
Arbeitslosenproblem gelöst?

Natürlich nicht. Vollbeschäftigung wird
doch nur noch von denjenigen als unbe-
dingtes Ziel genannt, die Einkommen not-
wendig mit Arbeiten verknüpfen. Bleiben
wir beim Maschinenbau oder etwa bei der
Robotik: Wenn wir durch Innovationen
und technischen Fortschritt dafür sorgen
können,dassMaschinendieArbeit anStel-
le der Menschen erledigen, dann können
wirdieMenschenendlichvondieserArbeit
befreien.

Wie bitte?
Die Ideologie „Arbeit für alle“ hat ausge-
dient. Diese Entwicklung lässt sich nicht
aufhalten. Dieses Paradigma ist falsch,
denndiediearbeiten,müssendienotwendi-
gen staatlichen Leistungen über ihre Lohn-
und Einkommensteuern finanzieren. Alles
läuft unaufhaltsam auf die „menschenleere
Fabrik“ hinaus. Uns geht die Arbeit aus,
weil sie übernommen wird von Maschinen
undMethoden, die wir mit unserem geisti-
gen Potenzial geschaffen haben. Das ist
doch toll.

Mehrere Millionen Arbeitslose sehen
das anders.
Das Arbeitslosenproblem haben wir nur,
weil wir den Begriff haben.Wir stigmatisie-
ren Arbeitslose, weil sie nicht unmittelbar
von ihrer eigenen Arbeit leben. Die Statisti-
ken besagen aber, dass heute bereits mehr
als die Hälfte der Bevölkerung zumindest
teilweise von Transfereinkommen lebt. Wir
haben also nicht acht Prozent Arbeitslose,
sondern 50 Prozent. Kinder, Rentner, Leute
mit Vermögen. Wir können alle Erwerbslo-
sen versorgen, aber wir stigmatisieren die
Bezieher von Sozialhilfe, weil wir ihnen un-
terstellen:Dubist kein vollwertigesMitglied
unserer Gemeinschaft. Wer nicht regelmä-
ßig zum Arbeitsamt geht, wer nicht unge-
zählte Anträge ausfüllt, kriegt kein Geld.
Hartz IV ist der falsche Weg, denn dahinter
steckt das alte Dogma: Wer nicht arbeitet,
soll auch nicht essen.

Wie sieht Ihre Lösung aus?
JederBürger, sagenwirvon18Jahrenan,soll-
te ein bedingungsloses Grundeinkommen
erhalten, eine Art Lebensrente.

In welcher Höhe?
Ich nenne mal eine Summe von 1500 Euro.
Aber das zu entscheiden, ist nicht meine
Aufgabe. Lassen Sie mich etwas ausholen:
Für denGriechenderAntikewar dieArbeit
eine Unterbrechung der Muse. Die Muse
war das Erstrebenswerte. Gearbeitet haben
die Sklaven. Die Sklaven von heute sind die
Maschinen und Methoden, mit denen wir
ein Maß an Güterversorgung erzie-
len können, wie es noch keiner Ge-
neration zuvor gelungen ist. Erst in
den letzten Jahren hat sich das Ver-
hältnis zwischen Produktivität und
Ansprüchen so verändert, dass die
Produktivität größer wurde als die
Ansprüche. Sonst gäbe es keine ge-
sättigten Märkte.

Gesättigte Märkte? Das ist doch ein
Albtraum für jeden Unternehmer.
Mitnichten.DieMenschen sind erfindungs-
reich,wennesumneueMärktegeht.Wirha-
ben die außerordentliche Fähigkeit, auf
neue Bedürfnisse zu reagieren, ohne dass
Engpässe auftreten. Bestes Beispiel ist die
deutsche Wiedervereinigung. 1990 ist es
uns gelungen, aus dem Stand 17 Millionen
Menschen zu versorgen. 30 Jahre zuvor wä-
redasundenkbargewesen.Dassindphäno-
menaleMöglichkeiten,diees indenvergan-
genen Jahrtausenden nicht gab. Obwohl
heute tatsächlich niemand mehr für sich
selbst arbeitet, also auf Fremdversorgung
angewiesen ist, können wir uns nur sehr
schwer von der alten Grunderfahrung der
Selbstversorgung lösen.DasSystemderEin-

kommensbesteuerung stammt aus den Ver-
hältnissen der Selbstversorgung und hatte
da auch seine Berechtigung.

Die progressiveEinkommensteuerbe-
sagt, jemehr einBürger inundanderGesell-
schaft verdient, desto mehr trägt er zu ih-
rem Erhalt bei. Was haben Sie gegen diesen
Gedanken?
Er funktioniert de facto nichtmehr. Um der
Steuerauszuweichen,gehenwirabsurdeWe-
ge.AmbestensehenSiedasandenAbschrei-
bungsinvestitionsruinen, die überall ste-
hen. Das ist die Verformung von Investiti-
onsentscheidungen, eine große Belastung
unseres gesellschaftlichen Wohlstandes,
und eine Ablenkung von zukunftsweisen-
den Investitionszielen.

JetztmüssenSieaber verraten,wie Sie
das alles finanzieren wollen?
DurcheineKonsum-
steuer.

Die müsste
abenteuerlich hoch
sein?
Sagenwirmal50Pro-
zent.

Sie machen
Witze.
Nein. Wir haben
doch bereits eine
Staatsquote von 48
Prozent,wennwiral-
le Steuern und Sozi-
alleistungenzusam-
menzählen. Durch
eine Konsumsteuer
könntenwirdiePro-
bleme lösen, die das
derzeitige System
mit sich bringt und
bräuchten über-
haupt keine ande-
ren Steuern mehr.
Das wäre dann tat-
sächlichdieEinfach-
steuer.

WelcheVortei-
le hätte das?
Der riesige staatli-
che Verwaltungsapparat würde schrump-
fen. Der ganze Wertschöpfungsprozess
wäre von allen Steuern freigestellt. Das
heißt, es gibt kein steuerorientiertes
Management und auch keine steuerorien-
tierten Investitionsentscheidungen mehr.
Unsere Exporte würden sich erheblich
verbilligen, während die Importe endlich

angemessenbelastetwä-
ren.Die Steuerwird erst
wirksam, wenn das
Produkt – also die ent-
standene Leistung, in
den Verbrauch über-
geht. Nehmen wir mal
meine Brille und sagen
wir, sie kostet 100 Euro.
Die teilen sich heute in

16 Euro Mehrwertsteuer und 84 Euro
Warenwert. In diesen 84 Euro sind aber 34
Euro diverse versteckte Steuern, denn der
Warenwert beträgt in Wirklichkeit nur 50
Euro. 50 Prozent Mehrwertsteuer machen
nichtsanderes, alsdenSteueranteil sauber
auszuweisen.

Und treibt die Preise in die Höhe...
Nein. Eine ausschließliche Besteuerung des
KonsumskannnichtzuhöherenPreisenfüh-
ren, denn alle Steuern, die gesamte Staats-
quote, stecken bisher bereits in den Preisen.
Wir lebenvomWertschöpfungsergebnis.Da-
von nimmt sich der Privatmensch seinen
Teil genau wie die Gemeinschaft. Denn
wennmeine Brille alsWare nur 50Euro kos-
tet, könnte ichmir ohne Steuern und Abga-
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VON MARIO MÜLLER

Ein Grundeinkommen für jeden? Die
Idee, die der Chef der Drogeriemarkt-
Kette DM, Götz Werner, propagiert,
klingt verrückt. Neu ist sie nicht. Zu-
mindest in Ansätzen wird sie sogar
schon praktiziert. Und interessanter-
weise findetsieBefürworter sowohlun-
ter Liberalen als auch unter Linken.

Als Prototyp einer Grundsicherung
gilt das 1795 in England eingeführte
Speenhamland-System, das die finan-
zielle Unterstützung der Armen sowie
Lohnzuschüsse aus öffentlichen Kas-
sen vorsah. Inzwischen besteht in vie-
len Ländern ein rechtlicher Anspruch
aufeinExistenzminimum,hierzuLan-
de durch das Grundsicherungsgesetz
und das Arbeitslosengeld II.

Hoffnung auf mehr Effizienz

Die Diskussion wird durch die Viel-
zahl der Modelle nicht gerade erleich-
tert. Die einen versprechen sich von ei-
nemMindesteinkommen imVergleich
zu bestehenden komplexen Sozialsys-
temen schlichtmehr Effizienz. Andere
führenVorstellungenüberVerteilungs-
gerechtigkeit ins Feld. Aus Sicht von
Vertretern einer weiteren Gruppe, zu
der auch DM-Chef Werner gehört,
geht der nachindustriellen Gesell-

schaft dieArbeit
aus. Siemussdie
Verlierer ent-
schädigen und
die Möglichkeit
zuanderenAkti-
vitäten geben.

Ebensounter-
schiedlich wie
die Argumente
und Ziele sind
die Ansätze. Bei
der Negativen

Einkommensteuer (NES), für das sich
in den 60er Jahren des vergangenen
Jahrhunderts sounterschiedlicheÖko-
nomen wie der Marktradikale Milton
Friedman und der Keynesianer James
Tobin in den USA stark machten, wer-
den Abgaben- und Sozialsystem ver-
knüpft.Werunter eine bestimmte Ein-
kommensschwelle rutscht, zahlt nicht
ans Finanzamt, sondern erhält von
ihm Geld. Da eigener Verdienst nur
zum Teil angerechnet wird, bleibt der
Anreiz, eine Arbeit aufzunehmen, er-
halten. Während Friedmans Plan eine
allgemeineNESmiteinergeringenUm-
verteilung vorsah, wollte Tobin sie auf
ärmere Bevölkerungsschichten be-
schränken, die aber höhere Transfers
erhalten sollten.

Hier zuLandewurdediesesKonzept
unter demBegriff „Bürgergeld“ vor al-
lemvondemFrankfurterÖkonomJoa-
chim Mitschke vorangetrieben und
stieß nicht nur bei CDU und FDP auf
Sympathie, sondern auch bei der SPD-
nahen Friedrich-Ebert-Stiftung.

Zuschuss für Leute mit Job

Zum Zuge kam die NES zwar auch in
denUSAnicht.Dort operiertmanaber
mit einem Ableger: dem Steuerkredit-
Programm EITC (Earned Income Tax
Credit).Durch ihnerhältaufAntragei-
nen Zuschuss, wer unterhalb eines be-
stimmten Einkommensniveaus liegt.
Das EITC erreicht 20 Millionen Haus-
halte und umfasst ein Volumen von
jährlich rund 30Milliarden Dollar. Ei-
neGrundsicherungbietet es allerdings
nicht, da es eine Erwerbstätigkeit vo-
raussetzt.AufSteuerkredite setzenun-
teranderemauchKanada,Großbritan-
nien oder die Niederlande.

Ebenfalls zumKatalog derGrundsi-
cherungsmodellezählenLohnzuschüs-
se. Sie sollen sowohl das Angebot an
„Billigjobs“ als auch die Einkommen
der„Geringverdiener“erhöhen.Derar-
tige Subventionen, hier zu Lande als
„Kombilohn“ bekannt, sind umstrit-
ten, vor allemweil sie FirmendieMög-
lichkeit eröffnen, die Löhne zu senken.

Amweitesten geht der Vorschlag ei-
ner Sozialdividende: Jeder Bürger er-
hält ein Grundeinkommen, unabhän-
gig von seinen finanziellenVerhältnis-
sen. Steuern werden erst oberhalb der
Grenze fällig. Während einige Anhän-
ger dieser Idee einen bedingungslosen
Anspruch befürworten, wollen andere
die Zahlung an eine Gegenleistung
knüpfen, etwa gemeinwohlorientierte
Arbeit. In Alaska ist die Vision Wirk-
lichkeit geworden, aber in bescheide-
nemMaß:Dort erhält jederEinwohner
einen Anteil am Ölreichtum des Lan-
des. 2004waren es knapp 1000Dollar.

Über dieWirkungen dieserModelle
gibt es mangels praktischer Anwen-
dung kaum empirische Erkenntnisse.
Umstritten sie sind allemal. Das Stan-
dardargument gegen das Bürgergeld
lautet, es belohneFaulheit. Dabei steht
fest, dass Arbeitsanreize überschätzt
werden. Niemand lebt freiwillig am
Existenzminimum, wie es in einer
Schweizer Studie heißt. Auch der Ver-
weis, allzu üppige Systeme würden
selbst reiche Staaten überfordern,
zieht nur bedingt. Letztlich kommt es
aufdenGradderUmverteilungan,den
sich eine Gesellschaft leisten will.

L Götz Werner, DM-Chef und
Anthroposoph, scherzt nicht mit
Goethe-Zitaten; er meint es ernst.
„Hier bin ich Mensch, hier kauf
ich ein“, heißt der Slogan der
DM-Drogeriemärkte. Während
Konkurrent Schlecker mit dem Image
eines „Sklaventreibers“ kämpfen
muss, wird Werners Imperium liebevoll
spöttisch als „Kuschelkonzern“ oder
„Waldorf-Discounter“ bezeichnet.
L Managementlehren nach
Rudolf Steiner prägen den Führungsstil
bei DM. Die Auszubildenden nennt
Werner „Lernlinge“ und lässt sie
bisweilen den „Faust“ aufführen.
Offensichtlich ein erfolgreiches
Konzept: 1973 eröffnete Werner
sein erstes Geschäft in Karlsruhe,
inzwischen leitet er eine europaweite
Drogeriekette mit 1500 Filialen, gut
21000 Beschäftigten und einem Um-
satz von mehr als drei Milliarden Euro.
L Seit zwei Jahren führt Werner das
Institut für Entrepreneurship an der
Universität Karlsruhe. Er wurde 1944 in
Heidelberg geboren. Er ist verheiratet
und hat sieben Kinder.  fen
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HINTERGRUND

50 Prozent
Mehrwertsteuer
machen doch
nichts anderes, als
den Steueranteil
sauber auszuweisen.

Die Politiker streiten über die Zukunft der

sozialen Sicherungssysteme. Götz Werner,

Chef der DM-Drogeriekette, plädiert für

einen radikalen Umbau. Er schlägt ein

Grundeinkommen für alle Bürger vor.

Gleichzeitig macht er sich dafür stark, das

Steuersystem zu vereinfachen. Er will Ein-

kommensteuer und Lohnnebenkosten strei-

chen und eine Konsumsteuer einführen.

INTERVIEW

L Anthroposophie: (griechisch „Men-
schenweisheit“) von Rudolf Steiner 1912
begründete, aus der Theosophie hervorge-
gangene, christlich orientierte Weltan-
schauung, die den Anspruch auf wissen-
schaftliche Erforschung der übersinnli-
chen Welt erhebt. Neben spekulativen Ele-
menten sind in der Anthroposophie vor al-
lem Goethes Naturauffassung und die idea-
listische Geistlehre (Wirklichkeit als stufen-
weise Selbstoffenbarung des Geistes) ein-
gegangen, aus der auch die Reinkarnation
des menschlichen Geistes abgeleitet wird.
Die Anthroposophie versucht eine umfas-
sende Deutung aller Natur- und Kulturbe-
reiche sowie eine freiheitliche und ganz-
heitliche Lösung der politischen und wirt-
schaftlichen Probleme der Gegenwart.
L Lohnnebenkosten: Leistungen der Ar-
beitgeber, die die Arbeitnehmer über die
eigentlichen Löhne und Gehälter hinaus er-
halten. Man unterscheidet zwischen ge-
setzlichen und tariflichen Lohnnebenkos-
ten – Arbeitgeberanteil an den Beiträgen
zur Sozialversicherung, Aufwendungen
für bezahlte Urlaubs-, Feiertage, krank-
heitsbedingte Fehlzeiten, Mutter-, Unfall-
schutz, Aufwendungen auf Grund des Be-
triebsverfassungsgesetzes – und zusätzli-
chen (freiwilligen) Lohnnebenkosten, bei-
spielsweise zusätzliche Pensionszahlun-
gen oder Ausbildungsbeihilfen.

L Lohnstückkosten: Lohnkosten, die für
die Herstellung eines einzelnen Produkts
aufgewendet werden müssen.
L Mehrwertsteuer (Nettoumsatzsteuer):
eine Form der Umsatzsteuer, die bestimm-
te Nachteile der Bruttoumsatzsteuer wie
die Gefahr von Wettbewerbsverzerrungen
vermeidet. Die Mehrwertsteuer ist eine all-
gemeine Verbrauchsteuer, die vom Ver-
braucher getragen werden soll. Bemes-
sungsgrundlage ist der Mehrwert der Wa-
ren auf jeder einzelnen Produktions- oder
Handelsstufe. Der Mehrwert kann als Sum-
mierung von Wertschöpfungsfaktoren
(Löhne, Gehälter, Zinsen, Gewinn; additi-
ve Methode) oder als Differenz zwischen
Bruttoumsatz und Vorumsatz oder Einkauf
errechnet werden. 1968 ist in der Bundes-
republik Deutschland die bis dahin gelten-
de Bruttoumsatzsteuer durch die Mehr-
wertsteuer abgelöst worden. Nach dem
Umsatzsteuergesetz in der Fassung von
1999 beträgt die Mehrwertsteuer 16 Pro-
zent, ermäßigt – beispielsweise bei Le-
bensmitteln, Büchern oder Zeitungen – sie-
ben Prozent.
L Wertschöpfung: Das Nettoergebnis der
Produktionstätigkeiten (Bruttoprodukti-
onswerte minus Vorleistungen minus Ab-
schreibungen) oder die Summe der durch
den Produktionsprozess entstandenen Ein-
kommen einer Volkswirtschaft.  fen
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Arbeitsanreize
werden oft

überbewertet.

Niemand lebt

freiwillig am

Existenz-

minimum,

sagen Fachleute.

Die Ideologie „Arbeit
für alle“ hat ausge-
dient. Uns geht die
Arbeit aus, weil sie
übernommen wird von
Maschinen und Metho-
den, die wir mit unse-
rem geistigen Potenzi-
al geschaffen haben.
Das ist doch toll.

„Wir können denMenschen
Der Chef der Drogeriemarktkette DM, Götz Werner, über Lohnnebenkosten, Arbeitslosigkeit, Einkommensteuer

Geld auch
ohne Job
Modelle der Grundsicherung
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ben zwei Brillen zulegen.Aberweil der Staat
fürseineLeistungenquasidenGegenwertei-
ner dieser Brillen braucht, zahle ich die
Staatsquote zwangsläufig mit.

Die trifft aber nicht alle gleicherma-
ßen hart.
Richtig. Wer nur vom Grundeinkommen
lebt, muss seinen Konsum dementspre-
chend einschränken.

WiewürdedieEinführungdesGrund-
einkommens die Löhne beeinflussen?
Sie würden maximal um den Betrag des
Grundeinkommens sinken. Sehen Sie, die
Einkommenssicherung zwingt uns zur Ar-
beit, aber dieser Zwang ist als Motivation
denkbarungeeignet, er leitet letztlichArbeit
fehl. DieMenschenwollenarbeiten,wennes
Sinn ergibt und ihren Fähigkeiten ent-
spricht. Außerdem hätte es niemand mehr
nötig, bei einem Unternehmen zu arbeiten,
das einen schlechten Ruf hat odermit deren
Produkten er sichnicht identifizierenkann.

Das ist die Frage, wer hier am länge-
renHebel sitzt. Die Unternehmer verdienen
sich doch in derWernerschenWelt eine gol-
dene Nase.
Sie verdienen nicht mehr als vorher.

Das müssen Sie erklären. Sie zahlen
keine Lohnnebenkosten und obendrein ge-
ringere Löhne, verdienen aber nicht mehr?
Genau. Wenn die Lohnkosten sinken, dann
gehtderWarenwert runterunddieKonsum-
steuer geht hoch, denn damit werden auch
die Grundeinkommen finanziert. Also ist
der Preis amEndewieder derGleiche. Etwas
andereswürde sich ändern:Heutzutage ver-
teuert sich durch die Einkommensbesteue-
rung die Menschenarbeit immer mehr und
die Maschinenarbeit bleibt unbelastet. Als
ich vor 50 Jahren zum Frisör gegangen bin,
hat das 80 Pfennig gekostet. Gestern habe

ich22Eurogezahlt,ob-
wohl ich nachweisbar
weniger Haare habe.
Wennichaberheuteei-
ne Glühbirne kaufe,
ist sie billiger als frü-
her und hält länger.
Nur in technologieba-
sierten Produkten
kommt die ganze Pro-
duktivität zur Gel-
tung. Ein bedingungs-
loses Grundeinkom-
men würde diese Ent-
wicklung umkehren:

Menschenarbeit würde sich verbilligen und
dieMaschinenarbeitdurchdieerhöhteKon-
sumsteuer gleichermaßen belastet werden.

Deutschland würde also ein Niedrig-
lohnland nach dem Vorbild Chinas – und
das mitten in Europa?
Deutschland würde zu einem Investitions-
undArbeitsparadieswerden.Vielemotivier-
te Menschen, die nur das machen, was sie
können und für sinnvoll halten. Und insbe-
sonderewürdedieArbeit amMenschenund
inderKulturwiederbezahlbar.Damitmöch-
te ich auf daswahre Elend zu sprechen kom-
men:WirhabennämlichkeinEinkommens-
problem, wir haben ein Kulturproblem.

Wie meinen Sie das?
Wirkönnendie Sozialarbeiter, Erzieher und
Lehrer nicht zahlen, die nötig wären. Viele
Menschen haben nicht nur keine Arbeit, sie
können vor allem nichts mit sich anfangen.
Sie sindaufdenmateriellenKonsumzurück-
geworfen. Da sie versuchen, den traurigen
Zustand der Sinnlosigkeit mit immer mehr
Konsum zu kompensieren, entsteht in der
Folge Krankheit, Apathie, Hoffnungslosig-
keit, Kriminalität, Brutalität und insbeson-
dere auch Manipulierbarkeit.
Interview: Ute Diefenbach

Bücher:
L Ein Plädoyer für die Selbstbestim-

mung der Menschen: „Bürger, ohne
Arbeit. Für eine radikale Neugestaltung
der Gesellschaft“ von Wolfgang Engler,
erschienen im Aufbau-Verlag 2005,
19,90 Euro.
L „Der große Konz 2005 – 1000 ganz

legale Steuertricks“, von Franz Konz,
Verlag Knaur 2005, 9,90 Euro.
L Die erfrischend andere Sicht des Ex-

Beraters von Helmut Schmidt und Willy
Brandt: „Die Reformlüge – 40 Denkfeh-
ler, Mythen und Legenden, mit denen
Politik und Wirtschaft Deutschland rui-
nieren“, von Albrecht Müller, Verlag
Droemer 2004, 19,90 Euro.

Internet:
L Wer passt zu wem? Wahlprogramme

der Parteien im Vergleich:
www.dw-world.de/dw/
article/0,1564,1652917,00.html
L Das Neueste aus dem Ministerium:

Sozialbericht 2005 und Geschichte der
Sozialpolitik in Deutschland seit 1945,
Bundesministerium für Gesundheit und
SozialeSicherung:www.bmgs.bund.de/
deu/gra/publikationen/p_3.php.
L Eine umfassende Literaturliste und

weitere Links finden sich auf der Web-
seite www.grundeinkommen.de  fen

VON ROLAND BUNZENTHAL

Mannennt sie Steueroasen –wohlweil
so manche Kapital-Karawane aus den
umliegenden Fiskalwüsten dort hin-
wanderte, um ihren Durst nach staat-
lichungeschmälerterLiquiditätzu stil-
len. Ein beliebtes Ziel für Skifahrer
und Steuerflüchtlinge ist der Pyrenä-
en-Kleinstaat Andorra. Dort gibt es
kein Finanzamt und keine direkten
Steuern, nur einige indirekte Abgaben
auf Bankeinlagen und Hotelkosten so-
wie eineSteuer auf Importe,derenSatz
zwischen drei
Prozentfürwich-
tigeRohmateria-
lien und 25 Pro-
zent für Luxus-
güter schwankt.

Indenvergan-
genenJahrendis-
kutierteaberAn-
dorra Steuerre-
formen.DieFrei-
stellung von di-
rekten Steuern
ist ein politisch sensibles Thema –
führt sie doch dazu, dass von den
50000 Einwohnern rund 30000 aus
dem Ausland stammen.

Nicht in der Wüste, sondern im Är-
melkanal liegen die autonomen „Oa-
sen“-Inseln Guernsey und Jersey. Pri-
vatpersonen unterliegen zwar der Ein-
kommensteuer, deren Regelsatz bei 20
Prozent liegt. Das zuversteuerndeEin-
kommen wird jedoch durch großzügi-
ge Freibeträge stark verringert. Auf
Guernseygeltenüberdies fürbestimm-
teKategorienvonSteuerpflichtigener-
mäßigteSätze.ZinserträgeausBankde-
pots sindvonderSteuerbefreit.Die In-
seln kennen keine Erbschaftsteuer,
was zu ihrer Attraktivität für wohlha-
bende britische Senioren beiträgt.
Doch vor allem bieten sie Unterneh-
menattraktiveSteuergestaltungsmög-
lichkeiten. So haben sich dort inzwi-
schen 37000 Firmen niedergelassen.

Zauberwort „Flat Tax“

Weniger um stillgelegtes Fluchtkapital
als umproduktive Auslandsinvestitio-
nenbuhlendiemittel- undosteuropäi-
schenTransformationsländer. IhrZau-
berwortheißt „FlatTax“,wasoft fälsch-
lich mit „Kopfsteuer“ übersetzt wird.
Zahlt bei ihr jeder Steuerpflichtige den
gleichen absoluten Betrag, handelt es
sich bei ersterer um einen einheitli-
chen Prozentsatz vom Einkommen –
hier durch Paul Kirchhof bekannt ge-
worden. Eine echte Kopfsteuer hat in
jüngster Zeit nur Großbritanniens
Maggie Thatcher gewagt einzuführen,
was sie politisch den Kopf kostete.

Kirchhofs Heidelberger Uni-Nach-
bar und Ideen-Konkurrent ist Man-
fredRose. Die von ihmgegründete Ge-
sellschaft „Konsumorientiertes Neues
Steuersystem“ formulierte besonders
fürOsteuropaVorschläge fürSteuerre-
formen.Hierwird eine solcheBesteue-
rung vorgeschlagen, die sich auf einen
einheitlichen Satz für dieUmsatz- und
einen weiteren für die Einkommen-
steuer stütztbeimöglichstwenigenBe-
günstigungenundeinemmöglichst ef-
fektiven Prozess der Steuererhebung.

Eswar ein Zufall, dass der unabhän-
giggewordeneundüberkeinSteuersys-
tem verfügende Staat Kroatien eine
junge Beschäftigte des Finanzministe-
riums mit einem Stipendium nach
Deutschland entsandte, wo sie Kennt-
nis von diesem Vorschlag erhielt. Als
Ergebnis wurde das für Ungarn entwi-
ckelte System in Kroatien eingeführt.

Steuerbindung an den Konsum

Kern ist die Bindung der Besteuerung
an den Konsum. Der einheitliche und
keinerlei Begünstigungen enthaltende
Umsatzsteuersatz beträgt 22 Prozent.
Auch die Einkommensteuer ist am
Konsum orientiert, was bedeutet, dass
die Bemessung teilweise von den Zin-
sen bereinigt wurde, zum Teil aber
auch von den Ersparnissen.Wo die In-
dividuenfür ihreeigenespätereVersor-
gung sparen, wird das angelegte Ein-
kommen von der Besteuerung befreit.

Mitte der 90er Jahre haben sich die
baltischen Republiken – als erste in
Europa – für die „Flat Tax“ entschie-
den. In Estland setzte die Regierung
1994 eine drastische Steuersenkung
durch,dieauf einemeinheitlichenEin-
kommensteuersatz von 26 Prozent ba-
sierte. Es folgten Litauen und Lettland
mit Steuersätzen von 25 und 33 Pro-
zent. Russland legte 2001 dann 13 Pro-
zent fest, ebenso die Ukraine.

Die Unternehmensteuern wurden
inall denLändern zwarebenfalls deut-
lich reduziert, aber noch nicht in den
einheitlichen Steuersatz einbezogen.
Radikaler gingen Serben und Slowa-
kenvor,diedie„FlatTax“aufdieUnter-
nehmensteuern ausdehnten. In Ser-
bien beträgt der einheitliche Satz 14
Prozent, in der Slowakei 19 Prozent.

In den postkommunistischen Län-
dern erwartet man sich von der hohen
Transparenz der „Flat Tax“ auch eine
Eindämmung des Machtmissbrauchs
und der Korruption.
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Lohnfortzahlung bei Krankheit
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Auf je 100 Euro Direktentgelt
kommen zusätzlich diese Nebenkosten:

in der Industrie in Deutschland (2004)
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Zusammensetzung der Lohn-Nebenkosten

Quelle: IW
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Lohn-Nebenkosten nach Sparten
Personalkosten je Arbeitnehmer in Euro (2004)

Ein bedingungsloses
Grundeinkommen
würde die
Menschenarbeit
verbilligen – und
die Maschinen-
arbeit durch eine
erhöhte Konsum-
steuer gleicher-
maßen belasten.
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